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1. Instanz

Aktenzeichen S 51 AL 130/99
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2. Instanz

Aktenzeichen L 10 AL 131/00
Datum 31.01.2003

3. Instanz

Datum -

Das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 21. Juni 2000 und der Bescheid der
Beklagten vom 13. August 1998 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
08. Dezember 1998 werden aufgehoben. Die Beklagte hat der KlÃ¤gerin die
auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten. Die Revision wird nicht
zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Aufhebung der Bewilligung von Arbeitslosengeld
(Alg) ab dem 07. August 1998.

Die 1965 geborene KlÃ¤gerin war bis zum 31. August 1997 als VerkÃ¤uferin bei
einer Firma fÃ¼r Tischlereibedarf beschÃ¤ftigt. Bis zur Aussteuerung zum 30. April
1998 bezog sie Krankengeld. Am 06. Mai 1998 beantragte sie Rente wegen
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit, am 07. Mai 1998 Alg.

Mit Bescheid vom Juni 1998 bewilligte die Beklagte der KlÃ¤gerin Alg ab dem 07.
Mai 1998 fÃ¼r 364 Tage.
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Die Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte (BfA) lehnte den Antrag auf Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit mit Bescheid vom 16. Juli 1998
ab, da die KlÃ¤gerin noch in der Lage sei, in ihrem bisherigen Berufsbereich
vollschichtig tÃ¤tig zu sein. DarÃ¼ber hinaus bestÃ¼nde ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes. Die auf
die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit gerichtete
Klage (S 15 RA 1553/99 -5) nahm die KlÃ¤gerin am 19. Juni 2000 zurÃ¼ck. Der vom
Sozialgericht beauftragte Gutachter Dr. A hatte bei der KlÃ¤gerin, die er als eine
aus sozial schwierigem Milieu stammende, einfach strukturierte PersÃ¶nlichkeit mit
phobischen Ã�ngsten beschrieben hat und bei der wÃ¤hrend der Untersuchung ein
in formaler Hinsicht etwas umstÃ¤ndliches, wenig stringentes einfaches Denken
aufgefallen war, ein noch vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen bestÃ¤tigt
(Gutachten vom 27. Oktober 1999 mit ergÃ¤nzender Stellungnahme vom 13. Januar
2000). AuÃ�erdem betrieb die KlÃ¤gerin bis 1997 einen Alkoholmissbrauch, der zu
einem alkoholtoxischen Leberschaden (Gutachten des Ã�rztlichen Dienstes der
Beklagten vom 26. April 2000) gefÃ¼hrt hat.

Die Beklagte forderte die KlÃ¤gerin bei der Beratung am 07. August 1998 auf, sich
nach dem Rentenablehnungsbescheid zur VerfÃ¼gbarkeit / Arbeitsbereitschaft zu
erklÃ¤ren. Trotz der Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen in der FormularerklÃ¤rung
zur VerfÃ¼gbarkeit gab die KlÃ¤gerin an, nicht bereit zu sein, jede ihr zumutbare
BeschÃ¤ftigung anzunehmen. Es bestehe generelle ArbeitsunfÃ¤higkeit. Die
Richtigkeit dieser Angabe bestÃ¤tigte sie am Ende des Formulars durch Unterschrift
unter einen handschriftlichen Vermerk.

Mit Bescheid vom 13. August 1998 hob die Beklagte die Bewilligung von Alg ab dem
07. August 1998 auf. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dass eine
LeistungsgewÃ¤hrung nach Â§ 125 Sozialgesetzbuch / Drittes Buch (SGB III) nicht
mehr in Betracht komme, da der Rentenantrag abgelehnt worden sei. Bei der
persÃ¶nlichen Vorsprache im Arbeitsamt am 07. August 1998 habe die KlÃ¤gerin
trotz Rechtsfolgenbelehrung erklÃ¤rt, dass sie sich dem Arbeitsmarkt nicht zur
VerfÃ¼gung stelle. Sie sei somit nicht arbeitslos und habe keinen
Leistungsanspruch; die Entscheidung beruhe auf Â§ 119 SGB III i.V.m. Â§ 48
Sozialgesetzbuch / Zehntes Buch (SGB X). Der Widerspruch blieb erfolglos
(Widerspruchsbescheid vom 08. Dezember 1998).

Nach dem Ã¤rztlichen Gutachten des Arbeitsamtsarztes Dr. S vom 16. Dezember
1998 bestand zum Untersuchungszeitpunkt (04. November 1998) ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen mit qualitativen EinschrÃ¤nkungen. Das Gutachten wurde der
Arbeitsvermittlung Ã¼bersandt, dort aber mit Vermerk vom 18. Dezember 1998
weggelegt, da die KlÃ¤gerin bereits aus dem Leistungsbezug ausgeschieden sei.
Auch eine spÃ¤tere ErÃ¶rterung des Gutachtens mit der KlÃ¤gerin erfolgte nicht,
obwohl diese nach ihrem Vortrag im Januar 1999 noch einmal nachgefragt habe,
was Ergebnis des Gutachtens gewesen sei. Aufgrund eines Antrages vom 13. April
2000 bewilligte die Beklagte der KlÃ¤gerin Arbeitslosengeld ab 13. April 2000.

Mit der zum Sozialgericht Berlin erhobenen Klage hat die KlÃ¤gerin geltend
gemacht, die ErklÃ¤rung vom 07. August 1998 sei vor dem Hintergrund des Â§ 125
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SGB III zu sehen und betreffe allein ihre objektive VerfÃ¼gbarkeit. Sie habe nur auf
mÃ¶gliche EinschrÃ¤nkungen ihrer ArbeitsfÃ¤higkeit hinweisen wollen. Daraus
dÃ¼rfe nicht auf fehlende Arbeitsbereitschaft geschlossen werden. Der
Arbeitsberater habe ihr am 07. August 1998 mitgeteilt, dass sich das Arbeitsamt der
Entscheidung der BfA zum LeistungsvermÃ¶gen anschlieÃ�e, sie daher einsetzbar
sei und auch Stellenangebote erhalten werde. Da ihr Gesundheitszustand noch sehr
labil gewesen sei, habe sie gesagt, dass sie nicht arbeiten kÃ¶nne. Zum 04.
November 1998 sei sie dann zu einem Ã¤rztlichen Begutachtungstermin geladen
worden, der auch stattgefunden habe. Zu einer Auswertung des Gutachtens sei es
nie gekommen.

Durch Urteil vom 21. Juni 2000 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen und zur
BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf Alg ab dem 07.
August 1998 habe, weil es ab diesem Zeitpunkt an der subjektiven VerfÃ¼gbarkeit
fehle. Die Kammer folge der Auffassung der KlÃ¤gerin nicht, dass ihre ErklÃ¤rung
vom 07. August 1998 nur im Zusammenhang mit der objektiven VerfÃ¼gbarkeit zu
sehen sei. Im Ergebnis habe sich die KlÃ¤gerin entschlossen, eine ErklÃ¤rung zu
unterzeichnen, die gerade die fehlende Arbeitsbereitschaft ausdrÃ¼cke. Die
ErklÃ¤rung der Arbeitsbereitschaft stelle keine Willens- sondern eine
TatsachenerklÃ¤rung dar und unterliege daher nicht den
GestaltungsmÃ¶glichkeiten einer WillenserklÃ¤rung. Soweit Ursache fÃ¼r die
TatsachenerklÃ¤rung ein eventueller Beratungsfehler der Beklagten sei, kÃ¶nne
dies auch Ã¼ber das anerkannte Institut des sozialrechtlichen
Herstellungsanspruches nicht zu einem Anspruch auf Alg fÃ¼hren, da sich
Begebenheiten tatsÃ¤chlicher Art nicht durch einen Herstellungsanspruch ersetzen
lieÃ�en. Die KlÃ¤gerin habe auch zumindest grob fahrlÃ¤ssig i.S.d. Â§ 48 Abs. 1
Satz 2 Nr. 4 SGB X nicht erkannt, dass die ErklÃ¤rung zu einer Aufhebung der
Leistungsbewilligung fÃ¼hren werde, da sie auf der Vorderseite des Formulars auf
die Rechtsfolgen dieser ErklÃ¤rung hingewiesen worden sei.

Auch in der Wahrnehmung des Untersuchungstermins am 04. November 1998 sei
keine konkludente ErklÃ¤rung der KlÃ¤gerin zu erblicken, nunmehr ihre
Arbeitsbereitschaft zu erklÃ¤ren, da die Begutachtung regelmÃ¤Ã�ig der
Vorbereitung einer solchen ErklÃ¤rung zur Arbeitsbereitschaft diene. Da der
KlÃ¤gerin das Ergebnis der Begutachtung vom 04. November 1998 nicht bekannt
gewesen sei, fehle es bereits an einer Grundlage fÃ¼r die ErklÃ¤rung ihrer
subjektiven VerfÃ¼gbarkeit.

Die Auswertung des BSG-Urteils vom 09. September 1999 (SozR 3-4100 Â§ 105 a
Nr. 7) rechtfertige entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin kein anderes Ergebnis.
Nach diesem Urteil habe die Beklagte das tatsÃ¤chliche LeistungsvermÃ¶gen des
Arbeitslosen eigenstÃ¤ndig zu ermitteln, um eine Grundlage fÃ¼r die Beurteilung
der subjektiven VerfÃ¼gbarkeit zu haben. Das BSG habe im entschiedenen Fall
festgestellt, das Urteil des LSG sei deshalb fehlerhaft gewesen, weil die fehlende
Arbeitsbereitschaft bereits aus dem Umstand gefolgert worden sei, dass die
KlÃ¤gerin sich nicht in dem vom RentenversicherungstrÃ¤ger ermittelten Umfang
der LeistungsfÃ¤higkeit zur VerfÃ¼gung gestellt habe. Anders als die KlÃ¤gerin im
genannten BSG-Verfahren habe sich die KlÃ¤gerin des vorliegenden Verfahrens
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nicht nur geweigert, sich im Rahmen des vom RentenversicherungstrÃ¤ger
ermittelten LeistungsvermÃ¶gens zur VerfÃ¼gung zu stellen, sondern habe ganz
generell ihre Arbeitsbereitschaft verneint. In einem solchen Fall mÃ¼sse die
Beklagte auch keine eigenen Ermittlungen zum LeistungsvermÃ¶gen anstellen, um
eine Grundlage fÃ¼r die ErklÃ¤rung zur subjektiven VerfÃ¼gbarkeit zu schaffen.

Gegen das ihr am 03. August 2000 zugestellte Urteil wendet sich die KlÃ¤gerin mit
der Berufung vom 01. September 2000. Unter Vertiefung und Wiederholung ihres
erstinstanzlichen Vorbringens macht sie geltend, dass ihre ErklÃ¤rung vom 07.
August 1998 nur die objektive VerfÃ¼gbarkeit betroffen habe. Mit der
FormularerklÃ¤rung habe sie zum Ausdruck bringen wollen, dass sie sich im
Rahmen des verbliebenen RestleistungsvermÃ¶gens zur VerfÃ¼gung stelle. Eine
ErklÃ¤rung, es bestehe keine Bereitschaft zur Aufnahme einer zumutbaren
BeschÃ¤ftigung, liege gerade nicht vor.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 21. Juni 2000 und den Bescheid der
Beklagten vom 13. August 1998 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
08. Dezember 1998 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das Urteil und die angefochtenen Bescheide fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren Einzelheiten der Sachdarstellung und der
RechtsausfÃ¼hrungen wird auf die Gerichtsakten, die Verwaltungsakten und die
Akten des Rentenverfahrens vor dem Sozialgericht Berlin (S 15 RA 1553/99 -5)
Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist begrÃ¼ndet. Zu Unrecht hat das Sozialgericht die Klage
abgewiesen. Die angefochtenen Bescheide erweisen sich als rechtswidrig, da die
KlÃ¤gerin ihre Arbeitsbereitschaft (subjektive VerfÃ¼gbarkeit) entgegen der
Auffassung der Beklagten und des Sozialgerichts nicht eingeschrÃ¤nkt bzw.
aufgehoben hat. Eine wesentliche Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse, die zum Zeitpunkt
der Bewilligung von Alg im Juni 1998 vorgelegen haben, ist bis zum Ende des
Bewilligungsabschnitts nicht eingetreten.

Streitgegenstand ist allein die Aufhebung der Bewilligung des mit Bescheid vom 09.
Juni 1998 fÃ¼r die Dauer von 364 Tagen gewÃ¤hrten Alg fÃ¼r die Zeit ab 07.
August 1998 (Bescheid vom 13. August 1998 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 08. Dezember 1998). Nicht streitgegenstÃ¤ndlich ist
entgegen der Auffassung des Sozialgerichts in der Einleitung seiner
EntscheidungsgrÃ¼nde ein Anspruch auf Anschlussarbeitslosenhilfe; Bescheide der

                               4 / 9



 

Beklagten Ã¼ber einen derartigen Anspruch liegen nicht vor.

Rechtsgrundlage des angefochtenen Bescheides vom 13. August 1998 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 08. Dezember 1998 ist Â§ 48 Abs. 1 Satz
1 SGB X fÃ¼r die Zeit ab Zustellung des Bescheides und soweit eine Aufhebung mit
Wirkung vom Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse bereits ab 07. August
1998 erfolgt ist, die Vorschrift des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 i.V.m. Â§ 330 Abs. 3
SGB III. Danach ist Voraussetzung der Aufhebung des Bewilligungsbescheides vom
Juni 1998 eine wesentliche Ã�nderung in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen
VerhÃ¤ltnissen, die zum Zeitpunkt des Erlasses dieses Bescheids mit Dauerwirkung
vorgelegen haben. Zu Recht ist die Beklagte damals davon ausgegangen, dass die
KlÃ¤gerin entsprechend ihrer â�� nach Â§ 125 SGB III fingierten â��
ArbeitsfÃ¤higkeit (objektive VerfÃ¼gbarkeit) auch arbeitsbereit (subjektive
VerfÃ¼gbarkeit) war (Â§ 119 Abs. 2 SGB III). Denn die Arbeitsbereitschaft ergibt
sich regelmÃ¤Ã�ig bereits aus der Arbeitslosmeldung. Vorliegend bestand auch kein
Grund, die Arbeitsbereitschaft der KlÃ¤gerin â�� die auch im Rahmen der
Bewilligung von Alg i.V.m. Â§ 125 SGB III erforderlich ist â�� zum Zeitpunkt der
Bewilligung in Zweifel zu ziehen, da sie entsprechende EinschrÃ¤nkungen in ihrem
Antrag auf Arbeitslosengeld vom 07. Mai 1998 nicht gemacht hat. Der pauschale
Hinweis auf gesundheitliche EinschrÃ¤nkungen, die zur Stellung eines
Rentenantrages gefÃ¼hrt haben, reicht zur BegrÃ¼ndung solcher Zweifel nicht aus.

Eine wesentliche Ã�nderung in diesen VerhÃ¤ltnissen ist entgegen der Auffassung
der Beklagten und des Sozialgerichts weder am 07. August 1998 noch bis zum Ende
der Bewilligung (fÃ¼r 364 Tage ab dem 07. Mai 1998) von Alg eingetreten. Die
Aufhebung der Bewilligung erweist sich daher als rechtswidrig.

Dabei folgt der Senat â�� anders als die Beklagte â�� der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts, nach der die Sperrwirkung des Â§ 125 Abs. 1 SGB III nicht
bereits dann endet, wenn der RentenversicherungstrÃ¤ger die GewÃ¤hrung einer
Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit abgelehnt hat, sondern
erst dann, wenn BerufsunfÃ¤higkeit oder ErwerbsunfÃ¤higkeit festgestellt wurde
(BSG SozR 3-4100 Â§ 105 a Nr. 4 und noch einmal ausdrÃ¼cklich a.a.O. Nr. 7).

Die Arbeitsbereitschaft hat die Arbeitsverwaltung auch im Rahmen einer
Leistungsbewilligung i.V.m. Â§ 125 SGB III eigenstÃ¤ndig auf der Grundlage der
tatsÃ¤chlichen gesundheitlichen LeistungsfÃ¤higkeit zu beurteilen. Da die
Sperrwirkung der Nahtlosigkeitsregelung auf die Beurteilung der objektiven
VerfÃ¼gbarkeit beschrÃ¤nkt ist, sind die Feststellungen des
RentenversicherungstrÃ¤gers zum gesundheitlichen LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r die
Beurteilung der subjektiven VerfÃ¼gbarkeit nicht heranzuziehen. Zur Feststellung
des Umfangs zumutbarer Arbeiten und zur Beurteilung der subjektiven
VerfÃ¼gbarkeit hat die Arbeitsverwaltung deshalb das tatsÃ¤chliche
LeistungsvermÃ¶gen des Arbeitslosen eigenstÃ¤ndig zu ermitteln und festzustellen
(BSG a.a.O.). Derartige Ermittlungen hat die Beklagte nicht angestellt. Denn nach
dem von der KlÃ¤gerin mitgeteilten GesprÃ¤chsinhalt, den die Beklagte nicht
bestritten hat und der sich mit dem vom Arbeitsberater gefertigten
Beratungsvermerk vom 07. August 1998 im Wesentlichen deckt, hat dieser der
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KlÃ¤gerin mitgeteilt, dass die Arbeitsverwaltung sich dem Ermittlungsergebnis des
RentenversicherungstrÃ¤gers anschlieÃ�e, sie daher fÃ¼r (objektiv) verfÃ¼gbar
halte und sie gebeten, die FormularerklÃ¤rung Ã¼ber ihre Arbeitsbereitschaft
auszufÃ¼llen. Dieses Vorgehen erfÃ¼llt die vom Bundessozialgericht aufgestellten
Anforderungen an ein rechtmÃ¤Ã�iges Verwaltungshandeln nicht.

Arbeitsbereit und subjektiv verfÃ¼gbar ist, wer gewillt ist, die in Betracht
kommenden BeschÃ¤ftigungen anzunehmen. Die Arbeitsbereitschaft muss nur
solche BeschÃ¤ftigungen umfassen, fÃ¼r die der Arbeitslose auch objektiv zur
VerfÃ¼gung steht. Macht der Arbeitslose â�� wie hier die KlÃ¤gerin â��
gesundheitliche GrÃ¼nde fÃ¼r die EinschrÃ¤nkung der VerfÃ¼gbarkeit geltend,
muss die Arbeitsverwaltung in der Regel ein Gutachten des Ã¤rztlichen Dienstes zur
AbklÃ¤rung des LeistungsvermÃ¶gens einholen. Denn ohne ein solches fehlt jede
tatsÃ¤chliche Grundlage zur Beurteilung der subjektiven VerfÃ¼gbarkeit. Da sich
die Beklagte nach der dargestellten Rechtsprechung des Bundessozialgerichts nicht
an die Feststellungen des RentenversicherungstrÃ¤gers halten durfte, war am 07.
August 1998 noch vÃ¶llig offen, ob die von der Beklagten in der ErklÃ¤rung der
KlÃ¤gerin gesehene EinschrÃ¤nkung der subjektiven VerfÃ¼gbarkeit nicht durch
objektive UmstÃ¤nde abgedeckt gewesen wÃ¤re. Da es vorliegend um die
Aufhebung eines bestandskrÃ¤ftigen Bewilligungsbescheides geht, musste die
Beklagte zunÃ¤chst solange von der einmal bejahten subjektiven VerfÃ¼gbarkeit
ausgehen, bis sie rechtmÃ¤Ã�ig zu einer anderen Feststellung gelangen konnte.

Die Angabe der KlÃ¤gerin, nicht bereit zu sein, eine zumutbare BeschÃ¤ftigung
aufzunehmen, weil sie generell arbeitsunfÃ¤hig sei, ist jedenfalls allein nicht
geeignet, die Aufhebung der Bewilligung von Alg zu rechtfertigen. Dies kÃ¶nnte nur
ausnahmsweise dann der Fall sein, wenn der Arbeitslose sich grundsÃ¤tzlich und
fÃ¼r jedes Ergebnis eines einzuholenden Gutachtens ernsthaft weigert, eine
zumutbare BeschÃ¤ftigung aufzunehmen und so generell seinen Arbeitsunwillen
bekundet. Allerdings stellte sich auch in diesem Fall das Problem, dass diese
ErklÃ¤rung dann nicht zu beanstanden wÃ¤re, wenn kein RestleistungsvermÃ¶gen
vorgelegen hÃ¤tte. Insoweit folgt der Senat der Rechtsauffassung des Sozialgerichts
nicht, dass Ermittlungen zum medizinischen Sachverhalt nicht mehr nÃ¶tig
gewesen seien, weil die KlÃ¤gerin ihre Arbeitsbereitschaft ohnehin generell
verweigert hÃ¤tte. Ein solches VerstÃ¤ndnis der FormularerklÃ¤rung der KlÃ¤gerin
wird darÃ¼ber hinaus den besonderen UmstÃ¤nden des vorliegenden Falles nicht
gerecht. Dabei ist hervorzuheben, dass es um die Ermittlung eines inneren
Umstandes geht, fÃ¼r den die unterzeichnete FormularerklÃ¤rung ohnehin nur
Indiz sein kann. Ein Indiz mit Beweiskraft fÃ¼r den Umstand der Arbeitsbereitschaft
kann sie auch nur dann sein, wenn feststeht, dass die KlÃ¤gerin den Inhalt der von
ihr verlangten ErklÃ¤rung Ã¼berhaupt verstanden hat. Dabei kann die Beklagte
sich nicht auf die ErÃ¶rterung von Rechtsbegriffen zurÃ¼ckziehen, die der
Arbeitslose nicht versteht und die bei vermeintlich Ã¼bereinstimmender
Verwendung ein Einvernehmen zwischen Arbeitsberater und Arbeitslosem
suggerieren. Letztlich hat die KlÃ¤gerin hier nichts anderes getan, als auf ihre
gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen hinzuweisen, wie sie dies auch schon im Alg-
Antrag unter Hinweis auf den gestellten Rentenantrag getan hat. Noch am 31. Juli
1998 hat die KlÃ¤gerin ein Attest ihres behandelnden Nervenarztes Dr. K erhalten,
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sie sei langzeitig arbeitsunfÃ¤hig, mit einem Wiedereintritt der ArbeitsfÃ¤higkeit sei
vor Ablauf von drei bis sechs Monaten nicht zu rechnen. ErklÃ¤rt die KlÃ¤gerin,
deren objektive VerfÃ¼gbarkeit ohnehin durch die Sperrwirkung der
Nahtlosigkeitsregelung fingiert wird, unter Hinweis auf die weiter attestierte
ArbeitsunfÃ¤higkeit ihres behandelnden Arztes, sie sei nicht bereit, jede zumutbare
Arbeit aufzunehmen, kann dies nicht bereits als Verweigerung jeder
Arbeitsbereitschaft begriffen werden; dies gilt schon deshalb, weil die Arbeitslose
hier mit Rechtsbegriffen wie Arbeitsbereitschaft und ArbeitsunfÃ¤higkeit
argumentiert, deren Inhalte im Rechtssinne ihr nicht bekannt sind. Dem Attest des
Dr. K ist im Ã�brigen auch nicht zu entnehmen, ob die attestierte
ArbeitsunfÃ¤higkeit sich auf die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als
FachverkÃ¤uferin oder die zumutbaren Arbeiten nach dem SGB III bezieht. Die
KlÃ¤gerin ist weder juristisch vorgebildet noch hat sie insoweit verwertbare
einschlÃ¤gige Erfahrungen. AuÃ�erdem bestand bei ihr eine Erkrankung des
psychiatrischen Formenkreises vor dem Hintergrund eines Alkoholmissbrauchs, der
zu einem alkoholtoxischem Leberschaden gefÃ¼hrt hat (Ã�rztliches Gutachten vom
26. April 2000), so dass die ErkenntnisfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin im Hinblick auf die
hier zu beurteilende schwierige Rechtsfrage ohnehin eingeschrÃ¤nkt gewesen sein
dÃ¼rfte, zumal sie auch nur von einfachem Bildungsstand ist. Vor diesem
Hintergrund hatte die Beklagte weiter aufzuklÃ¤ren, was die KlÃ¤gerin mit ihrer
Aussage tatsÃ¤chlich meinte, wenn sie dieser schon eine so weitgehende
Bedeutung zumessen wollte. Nach Auffassung des Senats lÃ¤sst die BegrÃ¼ndung
der ErklÃ¤rung vom 07. August 1998 nur den Schluss zu, die KlÃ¤gerin habe ihre
VerfÃ¼gbarkeit allenfalls im Rahmen der gerade zuvor ausgestellten
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung eingeschrÃ¤nkt. Der Zusatz â��generellâ�� vor
dem Rechtsbegriff der ArbeitsunfÃ¤higkeit darf in diesem Zusammenhang nicht
dahin Ã¼berinterpretiert werden, die KlÃ¤gerin habe deutlich machen wollen,
Ã¼ber den Rechtsbegriff der ArbeitsunfÃ¤higkeit hinaus, der sich jedenfalls
grundsÃ¤tzlich auf die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit und einen engen
Verweisungsrahmen bezieht, arbeitsunwillig zu sein.

Bei dieser WÃ¼rdigung der ErklÃ¤rung vom 07. August 1998 kann jedenfalls nicht
festgestellt werden, dass die KlÃ¤gerin ihre subjektive VerfÃ¼gbarkeit Ã¼ber das
MaÃ� ihrer tatsÃ¤chlichen LeistungsfÃ¤higkeit hinaus in einer fÃ¼r den Bezug von
Alg schÃ¤dlichen Weise eingeschrÃ¤nkt hat. Denn auch das vom Ã¤rztlichen Dienst
erstattete Gutachten vom 16. Dezember 1998 lÃ¤sst diesen Schluss nicht zu. Die
KlÃ¤gerin kann danach noch vollschichtig leichte Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen
und unter Vermeidung von Arbeiten in geschlossenen RÃ¤umen verrichten. Es ist
nicht ersichtlich, dass dieses tatsÃ¤chliche LeistungsvermÃ¶gen Ã¼ber den geltend
gemachten EinschrÃ¤nkungen im Rahmen der attestierten ArbeitsunfÃ¤higkeit
liegt. Es ist im Ã�brigen nicht bekannt, ob Dr. K die ArbeitsunfÃ¤higkeit im Hinblick
auf die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als VerkÃ¤uferin im Tischlereibedarf oder â��
wie es richtig gewesen wÃ¤re â�� auf das noch bestehende LeistungsvermÃ¶gen im
Hinblick auf nach dem SGB III zumutbare TÃ¤tigkeit bezogen hat. Der Senat hatte
dies auch nicht aufzuklÃ¤ren, da entscheidend fÃ¼r die ErklÃ¤rung der subjektiven
Arbeitsbereitschaft ist, wovon die KlÃ¤gerin am 07. August 1998 ausgegangen ist.
Da ohne weiteres feststeht, dass ihr Rechtskenntnisse fehlen und nach dem
BeratungsgesprÃ¤ch auch ausgeschlossen werden kann, dass sie im Hinblick auf
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die dem Rechtsbegriff zugrundeliegenden UmstÃ¤nde verstÃ¤ndlich aufgeklÃ¤rt
worden ist, kann ihre damalige ErklÃ¤rung im Hinblick auf eine subjektive
EinschrÃ¤nkung der VerfÃ¼gbarkeit nur als offen bezeichnet werden.

Die Beklagte kann auch nicht mit Erfolg geltend machen, nach ihrer ErklÃ¤rung im
August 1998 hÃ¤tte sich die KlÃ¤gerin im Rahmen des Ergebnisses des Ã¤rztlichen
Gutachtens nicht zur VerfÃ¼gung gestellt. FÃ¼r eine solche Annahme, die den
Eintritt einer wesentlichen Ã�nderung i.S.d. Â§ 48 SGB X begrÃ¼nden kÃ¶nnte, fehlt
jeder Anhalt. Die Beklagte selbst hat es nach Vorlage des Ã¤rztlichen Gutachtens
nicht fÃ¼r nÃ¶tig gehalten, die KlÃ¤gerin einzubestellen. Vielmehr wurden ihr die
Gutachten erst gar nicht erÃ¶ffnet. Insoweit hÃ¤tte die Beklagte durch eine
zeitnahe ErÃ¶rterung des Gutachtens vom 04. November bzw. 16. Dezember 1998
mit der KlÃ¤gerin Zweifelsfragen vor dem Hintergrund eines dann aufgeklÃ¤rten
Sachverhaltes ausrÃ¤umen kÃ¶nnen. Da sie dies nicht getan hat, aber im Rahmen
ihrer auf Â§ 48 SGB X gestÃ¼tzten Entscheidung die Feststellungslast fÃ¼r den
Eintritt einer wesentlichen Ã�nderung trÃ¤gt, wirkt sich ihr nicht den Vorgaben des
Bundessozialgerichts entsprechendes Verwaltungshandeln zu ihrem Nachteil aus,
weil sich der Eintritt einer wesentlichen Ã�nderung im Sinne der Vorschrift nicht
mehr feststellen lÃ¤sst. Denn die ErklÃ¤rung der KlÃ¤gerin vom 07. August 1998
steht nach Auffassung des Senats jedenfalls nicht in einem eindeutigen
Widerspruch zu dem Ergebnis der Ã¤rztlichen Begutachtung durch die Beklagte.
Nach diesen Feststellungen hÃ¤tte die KlÃ¤gerin nÃ¤mlich nicht mehr als
VerkÃ¤uferin im Tischlereibedarf arbeiten kÃ¶nnen. Ihre ErklÃ¤rung vom 07. August
1998 kann auch den Inhalt gehabt haben, generell nicht mehr in diesem Beruf
arbeiten zu kÃ¶nnen.

Auch wenn nach dem Geschehensablauf denkbar bleibt, dass die KlÃ¤gerin ihre
Arbeitsbereitschaft auch nach Vorlage des Gutachtens des Ã¤rztlichen Dienstes
verweigert hÃ¤tte, so ist dies heute nicht mehr beweisbar. Aus dem Verhalten der
KlÃ¤gerin am 07. August 1998 kann dies jedenfalls nicht geschlossen werden. Nach
dem Eindruck des Senats in der mÃ¼ndlichen Verhandlung wollte sich die KlÃ¤gerin
nur auf EinschrÃ¤nkungen, die dem Attest entsprachen, beziehen und sich Ã¼ber
ein etwa darÃ¼ber hinausgehendes RestleistungsvermÃ¶gen nicht erklÃ¤ren. Eine
Ã�berinterpretation der ErklÃ¤rung vom 07. August 1998 vor dem Hintergrund des
ausgestellten Attests verbietet sich â�� wie oben ausgefÃ¼hrt â�� auch schon
deshalb, weil der KlÃ¤gerin nicht bewusst gewesen sein dÃ¼rfte, auf welche
TÃ¤tigkeiten sich die ausgestellte ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung bezieht.

Kann nicht festgestellt werden, dass die KlÃ¤gerin ihre bei Antragstellung am 07.
Mai 1998 erklÃ¤rte Arbeitsbereitschaft spÃ¤ter eingeschrÃ¤nkt hat, fehlt es am
Eintritt einer wesentlichen Ã�nderung in den VerhÃ¤ltnissen, die zum Zeitpunkt der
Bewilligung von Arbeitslosengeld vorgelegen haben.

Die angefochtenen Bescheide und das Urteil des Sozialgerichts Berlin waren daher
aufzuheben.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

                               8 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html


 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 13.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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